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Fürstentum 
Liechtenstein 

Amtliche Kundmachungen 

Amtliche Kundmachung 
Volksabstimmung über das Referendumsbegehren zum Gesetz 
über die Förderung des preiswerten Wohnungsbaues 
Die Fürstliche Regierurig setzt hiermit die Volksabstimmung über das Referendumsbegeh­
ren zum Gesetz über die Förderung des preiswerten Wohnungsbaues auf 

Sonntag, 27. Februar 2000,10.00 bis 12.00 Uhr, 

mit Gelegenheit zur Stimmabgabe am 

Freitag, 25. Februar 2000,17.00 bzw. 18.00 bis 20.00 Uhr 

in den von den Gemeinden zu bestimmenden Abstimmungslokalen fest. 

Stimmpflicht, Entschuldigungsgründe 

1. Die Teilnahme an der Abstimmung ist Bürgerpflicht. Das Stimmrecht berechtigt und 
verpflichtet, an Abstimmungen teilzunehmen. 

2. Entschuldigungsgründe wegen Nicht-Teilnahme an der Volksabstimmung sind: 
a) Landesabwesenheit; 
b) Krankheit oder Gebrechlichkeit; 
c) schwere Krankheit oder Todesfall in der Familie. 

Die Entschuldigungsgründe sind spätestens vier Tage nach der Abstimmung beim Gemein­
devorsteher schriftlich oder mündlich anzubringen. 

Stimmregister und Stimmkarte 

Zur Teilnahme an der Abstimmung ist nur berechtigt, wer rechtskräftig im Stimmregister 
eingetragen ist. Die Ausübung des Stimmrechtes ist nur möglich gegen Abgabe der von 
der Gemeindevorstehung ausgestellten und für diese Abstimmung gekennzeichneten 
Stimmkarte. 
Im Stimmregister nicht aufgeführte Personen dürfen von der Abstimmungskommission zur 
Stimmabgabe zugelassen werden, wenn sich herausstellt, dass die betreffende Person 
offensichtlich nur aus Versehen nicht ins Register aufgenommen worden ist. Gegen einen 
ablehnenden Entscheid der Kommission ist kein Rechtsmittel zulässig. 

Stimmzettel für die Volksabstimmung über das Referendum zum Gesetz über die 
Förderung des preiswerten Wohnungsbaues 

Zur Vornahme der Abstimmung dürfen nur amtliche Stimmzettel verwendet werden. Diese 
tragen zur Kennzeichnung die Bezeichnung «Amtlicher Stimmzettel» und den Amtsstem­
pel. Nicht amtlich vorgedruckte Stimmzettel sind ungültig. 
In den Abstimmungslokalen sind genügend amtliche Stimmzettel aufzulegen. 

Abstimmungsvorgang 

Der Stimmberechtigte hat beim Betreten des Abstimmungslokals seine Stimmkarte der 
Abstimmungskommission vorzulegen, worauf er das Stimmkuvert ausgehändigt erhält. 
Die Stimmkarte ist hernach der Kommission abzugeben und der im Stimmkuvert eingeleg­
te amtliche Stimmzettel in die Urne zu legen. Nicht in einem Kuvert eingelegte Stimmzettel 
sind zurückzuweisen. 

Strafbestimmungen 

Strafgesetzbuch, LGBI. 1988 Nr. 37 

§ 2 6 1  
Geltungsbereich 

1) Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten für die Durchführung von Wahlen und 
Ab-stimmungen in öffentlichen Angelegenheiten. 

2) Einer Wahl oder Abstimmung steht das Unterschreiben eines Wahlvorschlags oder 
das Verfahren bei Referendum, Initiative, Landtagseinberufung oder Landtagsauflösung 
gleich. 

§ 2 6 2  
Wahlbehinderung 

1) Wer einen anderen mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung nötigt oder hindert, 
überhaupt oder in einem bestimmten Sinn zu wählen oder zu stimmen, ist mit Freiheits­

strafe bis zu einem Jahr, unter den Voraussetzungen des § 106 jedoch mit den dort 
bezeichneten Strafen zu bestrafen. 

2) Wer einen anderen auf andere Weise als durch Nötigung an der Ausübung seines 
Wahl- oder Stimmrechts hindert, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

§263 
Täuschung bei einer Wahl oder Abstimmung 

1) Wer durch Täuschung über Tatsachen bewirkt oder zu bewirken versucht, dass ein 
anderer bei der Stimmabgabe über den Inhalt seiner Erklärung irrt oder gegen seinen Wil­
len eine ungültige Stimme abgibt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer durch Täuschung über einen die Durchführung der Wahl 
oder Abstimmung betreffenden Umstand bewirkt oder zu bewirken versucht, dass ein 
anderer die Stimmabgabe unterlässt. 

§264  
Verbreitung falscher Nachrichten bei einer Wahl oder Abstimmung 

1) Wer öffentlich eine falsche Nachricht über einen Umstand, der geeignet ist, Wahl­
oder Stimmberechtigte von der Stimmabgabe abzuhalten oder zur Ausübung des Wahl­
oder Stimmrechts in einem bestimmten Sinn zu veranlassen, zu einer Zeit verbreitet, da 
eine Gegenäusserung nicht mehr wirksam verbreitet werden kann, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Wer sich dabei einer falschen oder verfälschten Urkunde bedient, um die falsche 
Nach-richt glaubwürdig erscheinen zu lassen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu 
bestrafen. 

§265 
Bestechung bei einer Wahl oder Abstimmung 

1) Wer einem Wahl- oder Stimmberechtigten ein Entgelt anbietet, verspricht oder 
gewährt, damit er in einem bestimmten Sinn oder damit er nicht oder nicht in einem 
bestimmten Sinn wähle oder stimme, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

2) Ebenso ist ein Wahl- oder Stimmberechtigter zu bestrafen, der dafür, dass er in einem 
bestimmten Sinn, oder dafür, dass er nicht oder nicht in einem bestimmten Sinn wähle 
oder stimme, ein Entgelt fordert, annimmt oder sich versprechen lässt. 

§ 2 6 6  
Fälschung bei einer Wahl oder Abstimmung 

1) Wer, ohne wähl- oder stimmberechtigt zu sein oder sonst unzulässigerweise wählt 
oder stimmt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Wer das Ergebnis einer Wahl oder Abstimmung fälscht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren zu bestrafen. 

§267 
Verhinderung einer Wahl oder Abstimmung 

Wer mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung eine Wahl, eine Abstimmung oder die 
Feststellung oder Verkündung ihrer Ergebnisse verhindert oder absichtlich stört, ist mit Frei­
heitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

§ 2 6 8  
Verletzung des Wahl- oder Abstimmungsgeheimnisses 

Wer einer dem Schutz des Wahl- oder Abstimmungsgeheimnisses dienenden Vorschrift 
in der Absicht zuwiderhandelt, sich oder einem anderen Kenntnis davon zu verschaffen, 
wie jemand gewählt oder gestimmt hat, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder 
mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

Volksrechtegesetz, LGBI. 1973 Nr. 50 
2) Wer unentschuldigt oder ohne gesetzlichen Grund einer Wahl oder Abstimmung 

fern-bleibt, kann vom Gemeindevorsteher mit einer Ordnungsbusse bis zu 20 Franken 
belegt werden. 

Vaduz, 11. Januar 2000 gez. Dr. Mario Frick 
Regierungschef 

31.400 Regierung des Fürstentums Liechtenstein 

• Stellenausschreibung • Stellenausschreibung (Ersatzanstellung) 

Das LEONARDO-Büro Liechtenstein ist im Rahmen des europäischen Berufsbildungspro-
grammes LEONARDO DA VINCI als nationale Agentur die Kontaktstelle zur Europäischen 
Kommission und den entsprechenden Institutionen in den EU-Ländern. Es ist dem Amt für 
Berufsbildung angeschlossen. 

Für die Administration dieses Büros suchen wir in Teilzeitbeschäftigung einen/eine 

Sekretär/Sekretärin (20%) 
(Verwaltungssachbearbeiter Il/Verwaltungssachbearbeiterin II) 

Aufgaben: 

Sie erledigen mit hoher Selbstständigkeit alle anfallenden administrativen Arbeiten. Diese 
reichen vom schriftlichen und mündlichen Verkehr mit verschiedensten Institutionen in 
Liechtenstein und in den EU-Ländern bis zu allgemeinen Verwaltungsarbeiten. 

Anforderungen: 

Sie haben eine kaufmännische Lehre oder eine gleichwertige Ausbildung absolviert und 
verfügen bereits über einige Jahre Berufspraxis. Englisch beherrschen Sie in Wort und 
Schrift. Von Vorteil ist es, wenn Ihnen daneben noch eine andere europäische Sprache 
geläufig ist. Wenn Sie ausserdem kontaktfreudig sind, mit grosser Selbstständigkeit arbei­
ten und bestens mit den modernen Kommunikations- und Informationsmitteln vertraut 
sind, möchten wir Sie näher kennenlernen. 

Bewerbungen: 

Gerne erwarten wir Ihre Bewerbung. Bitte schicken Sie Ihre vollständigen Bewerbungs­
unterlagen bis 1. Februar 2000 an das Amt für Personal und Organisation, 9490 Vaduz. 

Regierung des Fürstentums Liechtenstein 

Sind Sie kommunikativ und schätzen den Umgang mit Menschen? Beherrschen Sie die 
deutsche Sprache und besitzen Sie eine selbstständige Arbeitsweise? Für das Fürstliche 
Landgericht suchen wir infolge eines internen Wechsels der bisherigen Stelleninhaberin 
einen/eine 

1 

Sekretär/Sekretärin 
(Verwaltungssachbearbeiter Il/Verwaltungssachbearbeiterin II) 

Aufgaben: 

Der Aufgabenschwerpunkt liegt in der selbstständigen Führung und Organisation des 
Sekretariates des Landgerichtsvorstandes. Weitere Tätigkeiten sind die Erstellung von 
Gerichtsverhandlungsprotokollen und das Ausfertigen von Gerichtsentscheidungen. 

Anforderungen: 

Für diese interessante Tätigkeit benötigen Sie eine abgeschlossene kaufmännische Lehre 
oder eine vergleichbare Ausbildung mit mehrjähriger Berufserfahrung. Weitere Voraus­
setzungen sind sehr gute Deutsch- und PC-Anwenderkenntnisse. Idealerweise verfügen Sie 
über Fähigkeiten im Bereich der Protokollierung sowie Berufspraxis im Treuhand-, Advo­
katur- oder Gerichtswesen. 
Im Weiteren erwarten wir eine zuverlässige Person mit diskreter sowie exakter und team­
orientierter Arbeitsweise. 

Bewerbungen: 

Haben Sie Interesse an dieser interessanten Tätigkeit? Dann senden Sie Ihre vollständigen 
Bewerbungsunterlagen bis 4. Februar 2000 an das Amt für Personal und Organisation, 
9490 Vaduz. 

Regierung des Fürstentums Liechtenstein 


